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WOZ: Die Katastrophe von Fukushima zeigte 
erneut: Menschen nutzen Techniken, die sie 
nicht beherrschen. Kann eine Partei wie Die 
Linke da einfach als Partei der sozialen Ge­
rechtigkeit weitermachen?

Gregor Gysi: Natürlich stehen wir vor der 
Frage: Gehen wir raus aus der Atomenergie 
und steigen wir um – nicht nur in eine neue 
Energieversorgung, sondern in ein neues 
Industriezeitalter? Ich bin kein Maschinen-
stürmer, ich will neue Techniken. Aber es 
gibt eine nicht verhandelbare Bedingung: Die 
Techniken müssen im Fall einer Katastrophe 
beherrschbar sein. Die Atomtechnik ist es 
nicht. Deshalb müssen alle Parteien, die sich 
nicht prioritär mit Fragen der Atomenergie 
und der Ökologie beschäftigt haben, ihre Po-
litik deutlich erweitern. Das gilt auch für Die 
Linke. 

Die Grünen und andere sprachen bis-
her von einem New Green Deal. Wir brau-
chen aber einen New Social Green Deal, also 
einen sozial-ökologischen Umbau unserer 
Gesellschaft. Denn eine Gesellschaft ist nur 
dann bereit, einen solchen anspruchsvollen 
Weg mitzugehen, wenn der New Green Deal 
untrennbar mit der sozialen Gerechtigkeit 
verknüpft wird. Wenn dies nicht der Fall ist, 
dann können Sie bestenfalls einen Teil der 
Mittelschichten dafür mobilisieren.

Diejenigen, die auch nach Fukushima mit 
Atomenergie weiterhin ihre Milliarden ver-
dienen wollen, versuchen jetzt schon, die är-
meren Teile der Gesellschaft gegen den Aus-
bau alternativer Energien mit dem Argument 
zu mobilisieren: Das kommt 
euch teuer zu stehen.   

Das Antikapitalistische an Ihrer 
Energiewende besteht also dar­
in, das Soziale dabei zu beach­
ten. Oder unterscheidet sich Ihr 
Konzept einer Energiewende, 
verglichen mit den anderen Par­
teien, noch in anderen Punkten?

Wir erleben in Deutschland 
momentan eine Auseinander
setzung zwischen der Union 
und den Grünen. Die Grünen wollen einen 
moderneren Kapitalismus, die Unionspar-
teien sind in grossen Teilen noch dem alten 
Modell verpflichtet. Das ist ein gewaltiger 
Unterschied.

Nicht alle in meiner Partei sehen übrigens 
diesen Unterschied, was ich für einen gros-
sen strategischen Fehler halte. Die Grünen 
sagen zu den vier grossen Energiekonzernen: 
Ihr dürft bleiben, aber euren Profit bezieht 
ihr künftig nicht aus Atomenergie, sondern 
aus erneuerbaren Energien. Dann sagen 
sie: Frau und Mann sollen gleichberechtigt 
sein. Die Botschaft an die Unternehmen ist: 
Ihr dürft künftig die Frauen nicht mehr als 
die Männer ausbeuten. Und Menschen mit 
Migrationshintergrund sollen so intensiv 
wie die Deutschen ausgebeutet werden, aber 
auf keinen Fall mehr, denn das wäre ja un
gerecht.

Ich hingegen gehe davon aus, dass der Ka-
pitalismus die ökologische Frage im Grund-
satz nicht beantworten kann. Weil seine ent-
scheidenden Triebkräfte sich immer gegen 
das Ökologische wenden. Warum kommen 
wir denn in der Klimafrage seit Jahrzehnten 
nicht voran? Weil immer noch die herr-
schenden wirtschaftlichen Interessen dage-
gen stehen.

Das heisst, wer Ökologie ernst nimmt, muss 
zugleich antikapitalistisch sein?

Ganz genau. Wer das ernst nimmt, muss 
zugleich dafür eintreten, Wirtschaft und 
Gesellschaft hin zu einem demokratischen 
Sozialismus zu transformieren. Ein Beispiel: 
Es gibt ein Bedürfnis nach ökologischen 
Produkten. Das kann vom Kapitalismus be-
friedigt werden. Für Waschmittel wird ja in-
zwischen nicht mehr damit geworben, dass 
sie gut waschen, sondern dass sich die Flüsse 
wie wahnsinnig auf sie freuen, weil sie ja so 
umweltverträglich seien. 

Aber es gibt im Kapitalismus keinen 
Druck, diese ökologischen Produkte auch auf 
ökologische Weise herzustellen. Man müsste 
also ökologische Produktionsweisen mit-
hilfe von Gesetzen erzwingen. Aber ich habe 
im Staatssozialismus gelernt, und das ist im 
Kapitalismus nicht anders, dass juristische 
Gesetze immer schwächer sind als ökono-
mische Gesetze. Deshalb stossen alle, die es 
mit der Ökologie ernst meinen, an dieser Stel-
le an eine Grenze. Und deshalb brauchen wir 
zwangsläufig die Transformation, von der ich 
eben gesprochen habe. 

Und der zweite Punkt: Ich muss mir die 
ökologische Wende leisten können. Ohne so-
ziale Gerechtigkeit und die Befriedigung der 
sozialen Bedürfnisse wird eine ökologische 
Wende nie ein gesellschaftliches Fundament 
haben.

Welche Rolle spielt dabei die Frage der Eigen­
tumsform?

Das Privateigentum an Produktionsmit-
teln hat sich dort, wo Wettbewerb herrscht  – 
zum Besispiel zwischen Handwerkern oder 
mittelständischen Unternehmen  – bewährt. 
Wo es keinen Wettbewerb gibt und wo es um 
grundlegende Bedürfnisse der Gesellschaft 
geht, ist privates Eigentum immer hochge-
fährlich. Deshalb brauchen wir in Bereichen 
wie Gesundheit, Energie oder Altersversor-
gung öffentliche Lösungen. Diese Bereiche 
gehören in die Zuständigkeit der Öffentlich-
keit, also der demokratischen Politik, und 
dafür ist öffentliches Eigentum unverzicht-
bar. Deshalb will ich die vier Energieriesen in 
Deutschland in kleinere Einheiten zerlegen 
und nach Möglichkeit rekommunalisieren. 
Damit sie nicht länger die Politik beherr-
schen, sondern die Politik ihnen einen Rah-
men setzen kann.

Haben Sie dafür Bündnispartner?
Also, die Grünen sehe ich da nicht, und die 

Sozialdemokraten sind auch in dieser Frage 
wirr. Das heisst, es kommt auf den öffent-
lichen Druck an. Dann würde die SPD wohl 
mitmachen.

Sieht Ihre Vorstellung von Transformation 
generell eine öffentlich organisierte Wirt­
schaft vor?

Nein. Bei anderen grossen Unternehmen, 
die allgemeine Wirtschaftsgüter herstellen, 
brauchen wir solche Lösungen nicht. Da geht 

es uns vielmehr darum, Schritt 
für Schritt das Eigentum der 
Belegschaften an den jeweiligen 
Unternehmen auszubauen  – Ei-
gentum, das beispielsweise in 
einer Stiftung gebündelt ist, 
welche dann die Interessen der 
Belegschaft auch im operativen 
Geschäft vertritt.

Hier gilt ebenfalls das Prin-
zip: Mitbestimmung per Gesetz 
ist wichtig. Aber das könnte die 
nächste Regierung wieder kas-

sieren. Miteigentum jedoch kriegt die näch-
ste Regierung nicht weg. Wirtschaftliche Me-
chanismen sind auch hier viel wirksamer als 
juristische.

Zum demokratischen Sozialismus komme 
ich nicht mit Umstürzen und Revolutionen, 
sondern über Machtkämpfe unter demo-
kratischen Bedingungen, mit denen sich die 
Gesellschaft nach und nach immer stärker 
verändert.

Müsste Die Linke nicht eigentlich viel mehr 
wagen: für die 25-Stunden-Woche, für auto­
freie Grossstädte, für die Umstrukturierung 
von Automobilkonzernen in Mobilitätskon­
zerne, für ein Grundeinkommen, für Boy­
kottkampagnen gegen Grossunternehmen, 
die schädliche und nutzlose Produkte her­
stellen?

Vielen Dank für diese Hinweise. Wir wer-
den über all das nachdenken. Auf jeden Fall 
streiten wir schon jetzt für eine Arbeitszeit-
verkürzung bei der Lebensarbeitszeit und 

der Wochenarbeitszeit. Wir streiten für eine 
ökologische Gestaltung der Grossstädte und 
verlangen die Konstruktion eines Autos, mit 
dem auch sämtliche Chinesinnen und Chi-
nesen fahren könnten, ohne die Umwelt zu 
belasten. Bei Grossunternehmen fordern wir, 
wie gesagt, mehr Demokratie und Miteigen-
tum der Belegschaften. Wir wollen auch eine 
sanktionsfreie soziale Grundsicherung, al-
lerdings nicht ein Grundeinkommen für jede 
und jeden, schon weil das nicht bezahlbar 
wäre.

«Nur 
Antikapitalisten 
meinen es  
ernst mit der 
Ökologie»
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Gregor Gysi
Der Rechtsanwalt Gregor Gysi (63) war Mit-

glied der DDR-Volkskammer und Vorsit-
zender der Partei des Demokratischen 
Sozialismus (PDS), dann Bundestagsab-
geordneter und seit 2005 Fraktionsvorsit-
zender der Partei Die Linke, die aus dem 
Zusammenschluss der PDS mit der west-
deutschen Wahlalternative Arbeit und 
Soziale Gerechtigkeit (WASG) entstand: 
Was Gysi, sagt, hat Gewicht in der erfolg-
reichen, seit dem Wechsel an der Führung 
und den letzten Landtagswahlen aber an-
geschlagenen Partei. 

Der charismatische Gysi ist neben Bundes-
präsidentin Micheline Calmy-Rey Haupt
redner an der Kundgebung des 1.-Mai-
Komitees und des Gewerkschaftsbunds 
des Kantons Zürich am 1. Mai um 12 Uhr 
auf dem Bürkliplatz in Zürich.
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Die soziale Kluft in Deutschland ist tiefer 
denn je. Immer mehr Menschen sind skan­
dalös arm, immer mehr sind skandalös 
reich – oft ohne selbst etwas dafür zu leisten. 
Warum gibt es darüber keine öffentliche 
Empörung?

Armut ist anonymisiert. Es gibt keine 
Schlangen mehr auf den Sozial- und Arbeits
ämtern; die kümmerlichen Un-
terstützungen werden aufs Kon-
to überwiesen. So gibt es keine 
Bilder mehr von der massen-
haften Armut. Und die Betrof-
fenen verschweigen ihre Armut 
aus Scham. Dazu kommt, dass 
die SPD und die Grünen das alles 
durchgesetzt haben. Sie haben 
das Hartz-IV-System eingeführt, 
prekäre Beschäftigungsverhält-
nisse ausgeweitet und die Spit-
zensteuersätze reduziert. Wenn 
so was die SPD macht, sagen 
viele, dann ist es eben nicht an-
ders gegangen.

Und dann schauen die ärmeren Leute eher 
zur Seite als nach oben. Der mit dem kleinen 
Geldbeutel misstraut dem angeblich faulen 
Hartz-IV-Empfänger, aber nicht dem Millio-
när. Das ist eine Frage der Aufklärung. Dazu 
brauchen wir die Medien. Doch die Medien 
gehören denen, die an einer solchen Aufklä-
rung keinerlei Interesse haben. Und die öf-
fentlich-rechtlichen Medien sind weitgehend 
kontrolliert von Union und FDP.

Aber über den Reichtum wird doch intensiv 
berichtet.

Das ist eine andere Welt. Du beneidest 
die Millionäre nicht, du bewunderst sie. Das 
ist das Problem. Wenn Josef Ackermann das 
Doppelte des Taxifahrers verdienen würde, 
dann würde der sich Gedanken darüber ma-
chen, ob das gerecht ist. Aber nicht wenn der 
Ackermann zehn Millionen verdient. Da gibt 
es keinen Bezug mehr.

Es gibt aber auch eine andere Entwick-
lung. Das Bürgertum wird rebellisch. Es 
verdient gut, leistet viel und stellt fest, dass 
dieser Staat kein Geld mehr hat, um ordent-
liche Toiletten in den Schulen seiner Kinder 

zu finanzieren – aber innerhalb einer Woche 
Hunderte Milliarden Euro bereitstellt, um 
die Banken aus ihrer selbstverschuldeten 
Finanzmarkt-Kernschmelze herauszuhauen. 
Da stimmt für viele etwas nicht.

Und deshalb funktioniert auch das nicht 
mehr, was bisher stillschweigend akzeptiert 
wurde  – dass alles geht, solange es von Par-
lamenten und Gerichten abgesegnet ist. Das 
läuft jetzt nicht mehr, siehe etwa den Wider-

stand der Bürger in Stuttgart 
gegen das unterirdische Bahn-
hofsprojekt S21 oder den Volks-
entscheid der Bürger in Ham-
burg für eine elitäre und gegen 
eine etwas gerechtere Schul-
bildung. Das Bürgertum läuft 
buchstäblich aus dem Ruder. Es 
hat die Methoden der direkten 
Demokratie für sich entdeckt: 
Demonstrationen und Volksent-
scheide. Deren Ergebnisse beha-
gen mir zwar nicht immer, siehe 
Hamburg, aber entscheidend ist, 
dass das Bürgertum diese Me-

thoden der direkten Demokratie anwendet. 
Union und FDP kommen mit diesen Umwäl-
zungen gar nicht zurecht, die Grünen aber 
umso mehr.

Und Die Linke steht als missgelaunte Be­
obachterin abseits, verliert bei den Landtags­
wahlen, zerstreitet sich über ihre Misserfolge 
und schaut zu, wie die rot-grüne Machtop­
tion zurückkehrt.

Das ist leider richtig, wir spielen in dieser 
Auseinandersetzung noch eine untergeord-
nete Rolle.

Was tun? Abwarten und Tee trinken?
Wir dürfen nicht abwarten, auch wenn wir 

momentan ins Hintertreffen geraten sind. Es 
ist von elementarer Bedeutung, dass wir an 
unseren sozial-ökologischen Konzepten ar-
beiten, also die ökologische Frage stärker ein-
beziehen und sie direkt mit der sozialen Fra-
ge verknüpfen. Das können die Grünen nicht, 
weil sie inzwischen auch in Oberschichten 
und Mittelschichten beheimatet sind. Wer ist 
es denn, der in Deutschland die Milliarden-
gewinne der Energiekonzerne thematisiert? 
Ausser uns tut das niemand.

Ihre Partei ist wegen der Misserfolge sehr 
unruhig, viele Landes- und Kreisvorsitzende 
fordern neue Strategien. Wollen die, was Sie 
wollen, Herr Gysi …

… da bin ich mir nicht sicher …

… oder haben die ganz andere Vorstellungen, 
sodass hier etwas grundsätzlich auseinan­
derdriftet?

Der Zustand unserer Partei ist etwas bes-
ser, als er dargestellt wird. Wir haben vor 
allem Probleme zwischen den Funktionären, 
weniger an der Basis. Den einen fehlt etwas, 
was es in der PDS [der vorwiegend ostdeut-
schen Vorläuferorganisation, Red.] gab. Und 
den anderen fehlt das gar nicht. Daraus ent-
stehen Konflikte.

Aber die sind und müssen beherrschbar 
sein. Alle müssen akzeptieren, dass wir nur 
mit einem gewissen Pluralismus stark sind. 
Die einen wie die anderen müssen akzep-
tieren, dass sie allein nur verlieren können 
oder sogar ihre politische Existenz aufs Spiel 
setzen.

Die Linke ist jung und vereinbart schier 
Unvereinbares: Ost und West, ehemalige 
Regierungspartei und radikale Opposition, 
Volkspartei und Nischenpartei. Ist die Phase 
bereits überwunden, in der eine Spaltung in 
die früheren Bestandteile möglich ist?

Ich glaube, eine Spaltung steht nicht an. 
Dazu sind wir alle zu klug.

Der momentane Kampf geht wieder ein-
mal um die Frage, wer dominiert. Das nützt 
keinem und schadet allen. Wir brauchen 
noch mehr Zentristen, also Leute von Ge-
wicht, die zuerst an die Partei denken und 
nicht an ihren Flügel. Und wir brauchen bei-
de Generationen, die Alten wie die Jungen. Es 
geht immer um die natürliche Autorität, nicht 
um jene aufgrund des Amts. Die Alten dür-
fen nicht zu früh gehen, aber müssen gehen. 
Und die Jungen dürfen erst dann ganz vorne 
einsteigen, wenn sie schon eine natürliche 
Autorität haben, sonst werden sie frühzeitig 
verschlissen. Ich finde, wir Alten lassen be-
reits los, und die Jungen sind schon ganz gut 
vertreten, in Medien und Ämtern.

Das alles ist eine grosse Herausforderung, 
ein ganz schwieriger Prozess. Und in dem 
sind wir mittendrin.
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Leuenbergers gute Dienste
Trotz harscher Kritik: Vor wenigen Tagen liess 
sich alt Bundesrat Moritz Leuenberger in den 
Verwaltungsrat des grössten Schweizer Bau-
konzerns Implenia wählen. Sechs Monate nach 
Niederlegung seines Amtes. Dass ein Exmit-
glied einer Exekutive sein Kontaktnetz in den 
Dienst eines privaten Konzerns legt und sich 
damit eine goldene Nase verdient, löst nicht 
nur in der Schweiz Kopfschütteln aus. Als 2009 
gleich sechs abgetretene Mitglieder der EU-
Kommission Mandate bei Banken, Airlines und 
Lobbyorganisationen übernahmen, sorgte das 
für einen kleinen Skandal. Als Reaktion hat die 
EU-Kommission nun strengere Massnahmen 
gegen das Problem der «Drehtür» beschlossen: 
Der Zeitraum, in dem ExkommissarInnen vor 
der Annahme eines privaten Mandats eine Ge-
nehmigung einholen müssen, wurde von einem 
Jahr auf eineinhalb Jahre verlängert. Hierzulan-
de existiert nichts dergleichen. Die Staatspoli-
tische Kommission des Ständerats ist nun da-
ran, entsprechende Regeln zu prüfen.  y w

Peru

Minenprojekt verschoben
Es brauchte siebzehn Tage des Protests mit 
drei Toten und Hunderten von Verletzten, bis 
die peruanische Regierung einlenkte: Anfang 
April wies das Ministerium für Energie und Mi-
nen einen Umweltverträglichkeitsbericht des 
US-Minenkonzerns Southern Copper Corpo-
ration (SCC) ab und beendete damit – vorerst – 
die weitere Erschliessung der geplanten Kup-
fermine Tía María im Distrikt Cocachacra. Seit 
Jahren protestieren Mitglieder einer lokalen 
Umweltschutzbewegung gegen das Projekt. In 
Peru, wo Minenkonzessionen oft trotz grösster 
Umweltschutzbedenken erteilt werden, gilt der 
Entscheid als wegweisend. Vergangene Woche 
hat die SCC jedoch angekündigt, einen neuen 
Umweltbericht einzureichen und mit der näch-
sten Regierung, die Ende Juli antritt, die Ver-
handlungen wieder aufnehmen zu wollen.  sw

«Dass alles geht, 
wenn es von 
Gerichten 
abgesegnet 
ist – das läuft 
nicht mehr. »


